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Diese Transportbedingungen gelten für alle 
Transportaufträge von Gesellschaften der LGI 
Unternehmensgruppe (https://www.lgi.de/ueber-
lgi/das-sind-wir/lgi-familie/), (https://www.lgi.de/ueber-
lgi/standorte/), darunter auch die ITG GmbH 
Internationale Spedition und Logistik, ITG Fulfillment 
GmbH sowie ITG Air & Sea GmbH. Allgemeine 
Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers werden 
nicht Vertragsbestandteil und zwar unabhängig davon, 
ob sie gegenüber diesen Bedingungen abweichende 
oder ergänzende Vorschriften enthalten. Diese 
Bedingungen gelten auch dann, wenn die 
beauftragende LGI-Gesellschaft (nachfolgend „LGI“) in 
Kenntnis entgegenstehender oder abweichender 
Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers diese 
Vereinbarungen vorbehaltlos durchführt. Der Auftrag-
nehmer erbringt seine Transportleistungen auf 
Grundlage der geltenden gesetzlichen Vorschriften 
über Frachtführerleistungen sowie auf Grundlage 
zwingender Vorschriften des Europäischen 
Transportrechtes (z.B. „CMR“). Insoweit gelten die 
folgenden Bedingungen ergänzend. 
 
1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich für Kunden der 

LGI Unternehmensgruppe, während der Geschäfts-
beziehung und für die Dauer von einem Jahr nach 
Beendigung der Geschäftsbeziehung keine 
Transportaufträge durchzuführen. Dies gilt nicht, 
soweit die Kunden der LGI Unternehmensgruppe 
bei Aufnahme der Geschäftsbeziehung auch 
bereits Kunden des Auftragnehmers waren.  

2. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, seine verkehrs-
vertragliche Haftung nach den einschlägigen 
frachtrechtlichen Vorschriften für Güter- und 
Verspätungsschäden mit einer Deckungssumme 
von mindestens € 500.000,00 je Transportauftrag 
und Schadensereignis zu versichern. Dieser Betrag 
muss auch im Falle der qualifizierten 
Schadensverursachung z. B. gem. Art. 29 CMR vom 
Versicherer bereitgestellt werden. Die 
Haftungshöchstbeträge wegen Verlust oder 
Beschädigung der gesamten Sendung sind 
abweichend von den in § 431 HGB vorgesehenen 
Beträgen auf einen Betrag von 40 
Rechnungseinheiten für jedes Kilogramm des 
Rohgewichts der Sendung begrenzt. Die Haftungs-
regelungen der CMR für grenzüberschreitende 
Straßentransporte bleiben unberührt.  

3. Der Auftragnehmer sichert zu, dass er im Besitz 
aller notwendigen fracht- und arbeitsrechtlichen 
Genehmigungen und Lizenzen ist und bei der 
Transportausführung weder Mitarbeiter noch 
Unterauftragnehmer einsetzt, die die vorgenannten 
Voraussetzungen nicht erfüllen. Auf Wunsch der 
LGI wird der Auftragnehmer die notwendigen 
Genehmigungen vorlegen. Der Auftragnehmer 
verpflichtet sich, der LGI oder von der LGI 
beauftragten Dritten, alle mitzuführenden 
behördlichen Dokumente bei Kontrollen durch die 
LGI auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen 
und/oder entsprechende Auskünfte zu erteilen; der 

Auftragnehmer wird sein Personal entsprechend 
anweisen. 

4. Der Auftragnehmer wird bestehende Kabotage-
vorschriften beachten. 

5. Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Einhaltung 
des Verhaltenskodex für Lieferanten der LGI 
Unternehmensgruppe (www.lgi.de/downloads/).  

6. Der Einsatz von Unterauftragnehmern bedarf der 
vorherigen schriftlichen Zustimmung der LGI. Das 
Formular zur Freigabe eines Unterauftragnehmers 
(www.lgi.de/downloads) ist ausgefüllt und 
unterschrieben der beauftragenden LGI-
Gesellschaft vorzulegen. Der Auftragnehmer ist erst 
nach erfolgter schriftlicher Freigabe zur 
Einschaltung des genannten Unterauftragnehmers 
berechtigt. Der Auftragnehmer hat im Falle einer 
genehmigten Unterbeauftragung dafür Sorge zu 
tragen, dass  
i. die Unterauftragnehmer eine gültige 

Versicherungs-Deckung gem. Ziff. 2 dieser 
Bedingungen unterhalten,  

ii. die Vorgaben der Ziff. 3 bis 5 dieser 
Bedingungen einhalten,  

iii. auf die Ausübung von gesetzlichen oder 
vertraglichen Pfandrechten an den im Auftrag 
von LGI beförderten Gütern verzichten und  

iv. keine weitere Unterbeauftragung vornehmen.  
7. Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Einhaltung 

aller aufgrund des Mindestlohngesetzes 
obliegender Pflichten und trägt dafür Sorge, dass 
die von ihm beauftragten Unterauftragnehmer 
ihren Arbeitnehmern für in der Bundesrepublik 
Deutschland erbrachte Arbeitsleistungen ebenfalls 
nach dem Mindestlohngesetz („MiLoG“) bezahlen 
und die sich aus dem MiLoG ergebenden Pflichten 
ebenfalls einhalten. Ergänzend geltend die MiLoG-
Bestimmungen für Auftragnehmer der LGI 
(www.lgi.de/downloads/).  

8. Der Auftragnehmer verpflichtet sich im Anschluss 
für jeden Fall des Verstoßes gegen ihn obliegenden 
Pflichten aus dem MiLoG sowie für je-den Fall der 
Verletzung der in dieser Vereinbarung 
übernommenen Pflichten im Zusammenhang mit 
dem MiLoG zur Zahlung einer Vertragsstrafe in 
Höhe von € 5.000,00 pro Verletzungsfall. 

9. Der Auftragnehmer stellt die LGI von sämtlichen 
Ansprüchen, Schadensersatzforderungen oder 
Bußgeldzahlungen sowie anfallender 
Rechtsverfolgungs- und 
Rechtsverteidigungskosten frei, die gegenüber LGI 
geltend gemacht werden, weil der Auftragnehmer 
gegen die vorstehenden Verpflichtungen verstoßen 
hat, insbesondere seiner Verpflichtung aus dem 
MiLoG oder aufgrund von Pflichtverletzungen der 
von ihm beauftragten Unterauftragnehmer aus 
dem MiLoG.  

10. Der Auftragnehmer überprüft die beförderungs- 
und betriebssichere Verladung und sichert zu, dass 
er über ausreichende Ladungssicherungsmittel 
(Spanngurte, Kantenschoner, usw.) verfügt und sich 
der ein-gesetzte LKW in einem technisch 
einwandfreien Zustand befindet. Die Ladefläche 
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muss sauber und geruchsfrei sein. Soweit nicht 
etwas anderes vereinbart ist, gilt ein absolutes Bei- 
und Umladeverbot.  

11. Die LGI Sicherheitsbestimmungen sind an jedem 
LGI Standort zu befolgen (www.lgi.de/downloads/). 
LGI Mitarbeiter sind angewiesen, Be- und 
Entladetätigkeiten sofort einzustellen, wenn die 
Sicherheitsbestimmun-gen nicht eingehalten 
werden. Auftragnehmer müssen sowohl ihre 
eigenen Fahrer als auch ihre eingesetzten 
Subunternehmer über diese Bestimmungen 
informieren. 

12. Wird der Auftragnehmer von LGI angewiesen, 
Lademittel zu tauschen, werden nicht getauschte 
Lademittel dem Auftragnehmer in Rechnung 
gestellt. Generell ist bei Anweisungen über 
Lademitteltausch stets da-rauf zu achten, dass ein 
schriftlicher Lademittelnachweis geführt wird. Im 
Falle eines vereinbarten Lademitteltausches erfolgt 
der Austausch nach den Bonner Regelungen über 
den Palettenaustausch (www.dslv.org). Für die 
Lademittel gelten die entsprechenden 
Tauschkriterien der European Pallet Association e.V 
(www.epal-pallets.org).  

13. Bei Ladungsübernahme gilt eine stückzahlmäßige 
Überprüfung grundsätzlich als vereinbart. Sichtbare 
Verpackungsmängel, offensichtlich ungenügende 
Kennzeichnung der Frachtstücke sowie 
offensichtlich unrichtige oder unvollständige 
Angaben auf den Frachtpapieren insbesondere 
Mengenabweichungen von tatsächlichen zu 
angegebenen Frachtstücken, sind unverzüglich LGI 
zu melden und auf den Frachtpapieren schriftlich 
zu vermerken. 

14. Der LKW darf zu keiner Zeit während des 
Transports und der Standzeiten unbewacht bleiben. 

15. Kosten, die dadurch entstehen, dass der 
Auftragnehmer vereinbarte Termine nicht einhält, 
werden dem Auftragnehmer in Rechnung gestellt.  

16. Erteilte Frachtaufträge werden von dem 
Auftragnehmer unter Angabe des LKW- 
Kennzeichens per Fax oder E-Mail sofort bestätigt.  

17. Die im Frachtauftrag enthaltene Frachtrate 
versteht sich einschließlich aller Kosten, Zuschläge, 
zuzüglich gesetzlicher Steuern (z.B. Umsatzsteuer) 
und ist 30 Tage nach Erhalt der 
Rechnung/Erstellung der Gutschrift und der Kopie 
des quittierten Original (CMR)-Frachtbriefes fällig; 
ansonsten nach individueller 
Zahlungsfristvereinbarung.  

18. Sollten im Transportauftrag besondere 
Bedingungen und Vereinbarungen vorgegeben 
sein, müssen diese unbedingt eingehalten werden, 
da sonst eine Frachtzahlung nicht möglich ist. 

19. Die Original-Frachtunterlagen müssen innerhalb 
von 10 Werktagen nach Transportdurchführung 
beim Auftraggeber vorgelegt werden. Wird dieser 
Termin überschritten, ist LGI berechtigt, eine 
Bearbeitungspauschale von € 50,00 zu berechnen. 
Weitere Ansprüche der LGI bleiben unberührt. Dem 
Auftragnehmer bleibt der Nachweis einer 
geringeren Bearbeitungsgebühr unbenommen. 

20. LGI ist berechtigt gegenüber Frachtforderungen 
des Auftragnehmers mit fälligen Ansprüchen 
aufzurechnen, wie z. B. mit 
Schadensersatzforderungen oder 
Freistellungsansprüchen und Vertragsstrafen, wie 
z.B. gem. Ziff. 8.. 

21. Der Auftragnehmer verzichtet auf die Ausübung 
von gesetzlichen oder vertraglichen Pfandrechten 
an den im Auftrag von LGI beförderten Gütern. 

22. Der Auftragnehmer verpflichtet sich ausdrücklich 
zur Einhaltung der einschlägigen Lenk-, Ruhe- und 
Arbeitszeitvorschriften. 

23. Verzögerungen, Schäden, drohende Standzeiten 
oder andere Umstände, die die Einhaltung der 
vereinbarten Termine gefährden könnten, sind vom 
Auftragnehmer umgehend der LGI zu melden. 
Unverzüglich zu melden sind auch Brände, Unfälle 
und (Einbruchs-) Diebstähle. Die Folgen einer 
verzögerten Meldung trägt der Auftragnehmer. 

24. Der Auftragnehmer hat bei der Beförderung von 
Gefahrgut sicherzustellen, dass vom Versender 
schriftliche Weisungen gem. ADR Kapitel 5.4.3. 
übergeben werden. Diese Weisungen sind 
während der gesamten Dauer des Transportes im 
Fahrerhaus so aufzubewahren, dass sie leicht 
auffindbar sind. Weiterhin hat der Auftragnehmer 
dafür Sorge zu tragen, dass sich die Ausrüstung für 
den persönlichen und allgemeinen Schutz gem. 
Kapitel 8 ADR vollständig und in einwandfreiem 
Zustand an Bord des Fahrzeuges befindet. 

25. Eine Haftbarhaltung des Auftragnehmers hemmt 
auch dann die Verjährung, wenn sie per Email oder 
Telefax erfolgt. 

26. Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, werden 
Standzeiten im Rahmen der Be- und Entladung 
von jeweils bis zu 3 Stunden nicht vergütet. Wird 
die Lade- oder Entladezeit aus Gründen, die nicht 
dem Risikobereich des Auftragnehmers 
zuzurechnen sind, überschritten, hat der 
Auftraggeber dem Auftragnehmer das vereinbarte, 
ansonsten ein an-gemessenes Standgeld als 
Vergütung zu zahlen. 

27. Standzeiten sind vom Absender/Empfänger mit 
Datum/Uhrzeit mittels Firmenstempel und 
Unterschrift auf dem (CMR-) Frachtbrief zu 
bestätigen. 

28. Der Auftragnehmer erfüllt die ISO 9001 und ISO 
14001 Normen. Auf Anforderung von LGI wird der 
Auftragnehmer die entsprechenden gültigen ISO 
Zertifizierungen vorlegen und für die Dauer der 
Zusammenarbeit aufrechterhalten. 

29. Der Auftrag unterliegt den frachtrechtlichen 
Bestimmungen der Bundes-republik Deutschland 
soweit keine zwingenden CMR-Regelungen 
anwendbar sind. Gerichtsstand ist nach Wahl des 
Auftraggebers Stuttgart oder München.  

 
Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung 
bedürfen der Schriftform. Auf dieses Formerfordernis 
kann nur schriftlich verzichtet werden. 


